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Das Jahressteuergesetz 2022 hat am 16. Dezember 2022 auch den Bundesrat 
passiert und ist damit pünktlich zum Jahreswechsel mit zahlreichen steuerlichen 
Änderungen (z. B. beim häuslichen Arbeitszimmer und bei Photovoltaikanlagen) 
in Kraft getreten.

Darüber hinaus ist in diesem Monat auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

  �In „trockenen Tüchern“ ist auch das Inflationsausgleichsgesetz. Angesichts 
der hohen Inflation wurden insbesondere das Kindergeld (für das erste, 
zweite und dritte Kind) und der Grundfreibetrag noch weiter angehoben als 
ursprünglich geplant.

  �Veräußert ein Verkäufer auf jährlich mehreren Hundert Auktionen Waren über 
die Internetplattform „eBay“, liegt eine nachhaltige und damit umsatzsteu-
errechtlich unternehmerische Tätigkeit vor. Interessant ist an dieser Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs aber vor allem, dass die Differenzbesteuerung 
(Differenz zwischen dem Ein- und Verkaufspreis) angewendet werden kann, 
obwohl der Unternehmer gegen die Aufzeichnungspflichten verstoßen hat.

  �Ein Arbeitnehmer kann für seine Fahrten zwischen Wohnung und erster Tä-
tigkeitsstätte auch bei Nutzung eines Taxis nur Aufwendungen in Höhe der 
Entfernungspauschale als Werbungskosten absetzen. Dies hat jüngst der 
Bundesfinanzhof entschieden.

Diese und weitere interessante Informationen finden Sie in der Ausgabe für 
Januar 2023. Viel Spaß beim Lesen!
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Januar – März

SCHECKZAHLUNGEN 

Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!
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Umsatzsteuer mtl. 10. 10. 10.

Umsatzsteuer viertelj. 10.

Lohnsteuer 10. 10. 10.

Einkommensteuer 10.

Körperschaftsteuer 10.

Schonfrist für Zahlungen zu obigen Steuern 13. 13. 13.

Gewerbesteuer 15.

Grundsteuer 15.

Schonfrist für Zahlungen zur Gewerbe-/Grundsteuer 20.

SV-Beitragsnachweis 25. 22. 27.

Fälligkeit der SV-Beiträge 27. 24. 29.

SEITE 3

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Inflationsausgleichsgesetz  
in „trockenen Tüchern“

SEITE 4/5

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Jahressteuergesetz 2022:  
Wichtige Neuregelungen  
durch Bundestag und  
Bundesrat verabschiedet

SEITE 6

FÜR UNTERNEHMER

Bundesfinanzhof urteilt  
zur Umsatzsteuerpflicht  
bei eBay-Verkäufen

FÜR UNTERNEHMER

Hinweise zur Abschaffung der  
bilanzsteuerlichen Abzinsung  
von Verbindlichkeiten

SEITE 7

FÜR ARBEITGEBER

Bezahlte Kennzeichenwerbung  
ist (oft) Arbeitslohn

FÜR ARBEITGEBER

Neue Rechengrößen in der  
Sozialversicherung für 2023

FÜR ARBEITNEHMER

Fahrten zwischen Wohnung  
und Arbeitsplatz: Abzug von  
Taxikosten nur in Höhe der  
Entfernungspauschale

www.wirtschaftstreuhand.de

VERBRAUCHERPREISINDEX 

Veränderung gegenüber Vorjahr

11/21 4/22 7/22 11/22
+ 6,0 % + 7,8 % + 8,5 % + 11,3 %



3www.wirtschaftstreuhand.de

EDITORIAL 

Sehr geehrte 
Leserinnen und Leser,

Johanna Göttlich
Wirtschaftsprüferin | 
Steuerberaterin

Gesellschafterin

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Inflationsausgleichsgesetz in  
„trockenen Tüchern“

das neue Jahr startet erneut mit zahlreichen zum 1. Januar in 
Kraft getretenen Neuregelungen. Neben den in unserem Son-
derrundschreiben vom 8. November 2022 dargestellten Än-
derungen im Bewertungsgesetz hat der Gesetzgeber mit dem 
Jahressteuergesetz 2022 beispielsweise auch die Übergangs-
regelung zur Anwendung des § 2b UStG um weitere zwei 
Jahre verlängert. Diese Neuregelung zur Umsatzbesteuerung 
der öffentlichen Hand kann sich damit eine der wohl längsten 
Übergangsfristen in der deutschen Steuergesetzgebung zu-
rechnen lassen: Nachdem die Vorschrift ursprünglich bereits 
2016 in Kraft getreten ist, kann die erstmalige Anwendung 
nun bis einschließlich 31. Dezember 2024 hinausgezögert 
werden. 

Aus diesem Einzelfall kann natürlich keine generelle 
Schwerfälligkeit der öffentlichen Hand abgeleitet werden. 
Zumindest das Vertrauen der Bevölkerung in die öffentliche 
Verwaltung scheint jedoch einer im September 2022 durch 
die Europäische Kommission veröffentlichten Umfrage zu-
folge in den letzten Jahren kontinuierlich gesunken zu sein. 
Eine forsa-Befragung zu den erforderlichen Maßnahmen für 
eine Verbesserung der Leistungsfähigkeit des öffentlichen 
Dienstes ergab ergänzend dazu, dass die konsequente Di-
gitalisierung sowohl nach Auffassung der Mitarbeiter des 
öffentlichen Dienstes selbst als auch nach Auffassung der 
insgesamt Befragten die meiste Zustimmung erfährt. 

Bereits umgesetzte Digitalisierungsmaßnahmen zur Ver-
besserung der Leistungen der öffentlichen Hand sind für 
die Bürger jedoch oftmals nicht ohne genaues Hinsehen 
erkennbar. So dürfte die Neuregelung, nach der künftig 
Gesetze und Rechtsverordnungen nicht mehr in gedruckter 
Form, sondern ausschließlich elektronisch verkündet wer-
den, der breiten Masse bisher nicht bekannt sein. Etwas 
anderes gilt jedoch für die Neuregelung zur Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung: Wie zahlreiche Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer bereits aus den Medien erfahren haben, melden 
die Krankenkassen die Arbeitsunfähigkeit ab 2023 direkt an 
die Arbeitgeber, sodass die bisherige Papierbescheinigung 
entfällt.

Wir freuen uns darauf, Sie bei Ihren Vorhaben in 2023 unter-
stützen zu können, und wünschen Ihnen alles Gute für das 
neue Jahr!

Der Bundesrat hat dem Inflationsaus-
gleichsgesetz am 25. November 2022 
zugestimmt. Angesichts der hohen 
Inflation wurden insbesondere das 
Kindergeld (für das erste, zweite und 
dritte Kind) und der Grundfreibetrag 
noch weiter angehoben als ursprüng-
lich geplant.

  �Grundfreibetrag und  
Unterhaltshöchstbetrag

Der steuerliche Grundfreibetrag, bis zu 
dessen Höhe keine Einkommensteuer 
gezahlt werden muss, steigt zum 
1.1.2023 von derzeit 10.347 EUR auf 
10.908 EUR. Für das Jahr 2024 erfolgt 
dann eine Anhebung auf 11.604 EUR.

Der Unterhaltshöchstbetrag entspricht 
ab dem Jahr 2022 dem Grundfrei-
betrag. Dies bedeutet für 2022 eine 
nachträgliche Erhöhung von 9.984 EUR 
auf 10.347 EUR.

  Kalte Progression

Durch folgende Anpassungen sollen 
höhere Einkommen – trotz steigender 
Inflation – auch tatsächlich bei den 
Bürgern ankommen. Der Effekt der 
kalten Progression soll ausgeglichen 
werden.

Die Tarifeckwerte wurden entspre-
chend der erwarteten Inflation nach 
rechts verschoben. Das bedeutet: Der 
Spitzensteuersatz „greift“ 2023 bei 

62.810 EUR statt bisher bei 58.597 EUR. 
2024 wird er dann ab 66.761 EUR be-
ginnen.

Sehr hohe Einkommen (Reichensteu-
ersatz) ab 277.826 EUR werden von 
der Anpassung indes ausgenommen.

  �Familien und  
Solidaritätszuschlag

Die Kinderfreibeträge wurden schritt-
weise von 2022 bis 2024 erhöht 
(1.1.2022: 8.548 EUR; 1.1.2023: 8.952 
EUR; 1.1.2024: 9.312 EUR). 

Das Kindergeld wird ab 2023 um 
monatlich 31 EUR für das erste und 
zweite Kind erhöht; für das dritte 
Kind erfolgt eine Erhöhung um 25 
EUR. Damit beträgt das Kindergeld 
dann einheitlich 250 EUR im Monat. 
Da für das vierte und jedes weitere 
Kind keine Erhöhung erfolgen wird, 
bleibt es hier bei 250 EUR.

Beachten Sie  |  Um „ein Hinein-
wachsen“ in den Solidaritätszuschlag 
zu verhindern, wurde die Freigrenze 
ab 2023 und 2024 angehoben. Es 
sollen weiter circa 90 % der Steuer-
zahler vollständig vom Solidaritätszu-
schlag entlastet sein.

Quelle  |  Inflationsausgleichsgesetz, BR-Drs. 576/22 

(B) vom 25.11.2022; Die Bundesregierung: „Infla-

tionsausgleich für 48 Millionen Menschen“ vom 

10.11.2022
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FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Jahressteuergesetz 2022: Wichtige Neuregelungen 
durch Bundestag und Bundesrat verabschiedet

Der Bundestag hat das Jahressteuergesetz 
(JStG) 2022 am 2.12.2022 verabschiedet. 
Auch der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 
16.12.2022 zugestimmt. Somit sind bei der 
Einkommensteuer, der Umsatzsteuer und der 
Erbschaft-/Schenkungsteuer viele Änderun-
gen zu berücksichtigen. Wichtige Neuerungen 
werden nachfolgend vorgestellt.

  �Tätigkeiten im Arbeitszimmer 
und in der häuslichen Wohnung

Bis 2022 sind Aufwendungen für ein häusli-
ches Arbeitszimmer (z. B. Miete und Strom) 
wie folgt abzugsfähig:

  �Bis zu 1.250 EUR jährlich, wenn für die 
betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht,

  �ohne Höchstgrenze, wenn das Arbeits-
zimmer den Mittelpunkt der gesamten 
betrieblichen und beruflichen Betätigung 
bildet.

Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt (z. B.  
weil die Tätigkeit im Wohnzimmer ausgeübt 
wird), oder verzichtet der Steuerpflichtige auf 
einen Abzug der Aufwendungen, kann ein 
Abzug für die betrieblich oder beruflich ver-
anlassten Aufwendungen in pauschaler Form 
erfolgen. Diese im Zuge der Coronapandemie 
eingeführte Homeoffice-Pauschale beträgt 
5 EUR für jeden Kalendertag, an dem der 
Steuerpflichtige seine gesamte Tätigkeit aus-
schließlich in der häuslichen Wohnung aus-
übt; maximal aber 600 EUR im Kalenderjahr.

Der Abzug wird ab 2023 neu geregelt. Im Ver-
gleich zur bisherigen Regelung werden ins-
besondere folgende Aspekte geändert:

Soweit der Mittelpunkt der gesamten betrieb-
lichen und beruflichen Betätigung im häus-
lichen Arbeitszimmer liegt, sind (abweichend 
vom Regierungsentwurf) die Aufwendungen 
auch dann abziehbar sein, wenn für die Betä-
tigung ein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht. Für Mittelpunktfälle sollen die Auf-
wendungen damit (wie bisher) in voller Höhe 
abziehbar bleiben. Anstelle des Abzugs der 
tatsächlichen Aufwendungen ist aber ein pau-
schaler Abzug in Höhe von 1.260 EUR mög-
lich. Bei dieser Jahrespauschale (Kürzung um 
1/12 für jeden vollen Kalendermonat, in dem 
die Voraussetzungen nicht vorliegen) handelt 
es sich um einen personenbezogenen Betrag, 
weil er sich am Höchstbetrag der Tagespau-
schale (ab 2023: Erhöhung auf 6 EUR) orien-
tiert und Steuerpflichtige mit einem häusli-
chen Arbeitszimmer nicht schlechter gestellt 
sein sollen als solche, die nur die Tagespau-
schale abziehen können.

Merke  |  Liegt der Mittelpunkt der Betä-
tigung nicht im häuslichen Arbeitszimmer, 
steht den Steuerpflichtigen aber kein anderer 
Arbeitsplatz zur Verfügung, können sie die Ta-
gespauschale abziehen. 

Nach der Gesetzesbegründung muss somit 
künftig nur noch im „Mittelpunktfall“ der 
Typusbegriff des häuslichen Arbeitszimmers 
erfüllt sein.

Liegen die Voraussetzungen für den Abzug der 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszim-
mer nicht im gesamten Kalenderjahr vor, und 
wird die Jahrespauschale gekürzt („1/12“; 
vgl. oben), kann für diesen Kürzungszeitraum 
die Tagespauschale zu gewähren sein.

Die Tagespauschale in Höhe von 6 EUR soll auf 
einen jährlichen Höchstbetrag von 1.260 EUR 
gedeckelt werden (also maximal 210 Tage im 
Jahr).

Merke  |  Der Abzug der Tagespauschale ist 
neben dem Abzug von Fahrtkosten für die 
Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte 
oder regelmäßiger Tätigkeitsstätte nur zuläs-
sig, wenn für die Betätigung dauerhaft kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. 

Ein Abzug ist außerdem zulässig, wenn zu-
sätzlich zu einer Auswärtstätigkeit die über-
wiegende Arbeitszeit in der häuslichen Woh-
nung verrichtet wird.

  Kleine Photovoltaikanlagen

Bei der Einkommensteuer gewährt die Finanz-
verwaltung für kleine Photovoltaikanlagen 
(PV-Anlagen) mit einer installierten Leistung 
von bis zu 10 kW seit geraumer Zeit ein Wahl-
recht (= steuerlich unbeachtliche Liebhabe-
rei auf Antrag des Steuerpflichtigen). Dieses 
Wahlrecht wird durch eine Steuerbefreiung  
(§ 3 Nr. 72 Einkommensteuergesetz [EStG]) 
ersetzt. 

Bei der Steuerfreiheit der Einnahmen und Ent-
nahmen im Zusammenhang mit dem Betrieb 
von PV-Anlagen sind gewisse Höchstgrenzen 
zu beachten, wobei hier auf die installierte 
Bruttoleistung laut Marktstammdatenregister 
abgestellt wird. Vereinfacht gilt: 

  �30 kW (Peak) für auf, an oder in Einfami-
lienhäusern (einschließlich Nebengebäu-
den) oder nicht Wohnzwecken dienenden 
Gebäuden vorhandene PV-Anlagen und
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  �15 kW (Peak) je Wohn- oder Gewerbeein-
heit für auf, an oder in sonstigen Gebäu-
den vorhandene PV-Anlagen.

Merke  |  Die Steuerbefreiung gilt – unabhän-
gig vom Zeitpunkt der Inbetriebnahme der 
PV-Anlage – bereits für Einnahmen und Ent-
nahmen, die nach dem 31.12.2021 erzielt oder 
getätigt werden. Im Vergleich zum Regierungs-
entwurf wird die Steuerfreiheit somit um ein 
Jahr vorgezogen.

Nach § 12 Abs. 3 Umsatzsteuergesetz (UStG) 
gilt für die Lieferung, den innergemeinschaft-
lichen Erwerb, die Einfuhr und die Installa-
tion von PV-Anlagen und Stromspeichern ein 
Steuersatz von 0 % (Nullsteuersatz), soweit

  �es sich um eine Leistung an den Betreiber 
der PV-Anlage handelt und

  �die Anlage auf oder in der Nähe von 
Privatwohnungen, Wohnungen sowie öf-
fentlichen und anderen Gebäuden, die für 
dem Gemeinwohl dienende Tätigkeiten 
genutzt werden, installiert wird. Diese 
Voraussetzungen gelten als erfüllt, wenn 
die installierte Bruttoleistung der PV-An-
lage laut Marktstammdatenregister nicht 
mehr als 30 kW (Peak) beträgt.

Beachten Sie  |  Da Betreiber von PV-Anlagen 
bei der Anschaffung der Anlage nicht mehr mit 
Umsatzsteuer belastet werden, erübrigen sich 
auch etwaige Fragen zum Vorsteuerabzug.

Merke  |  § 12 Abs. 3 UStG tritt am 1.1.2023 
in Kraft. Entscheidend ist hier der Zeitpunkt 
der Leistungserbringung, also regelmäßig die 
Abnahme der Anlage.

  Übertragung von Immobilien

Für die Erbschaft-/Schenkungsteuer drohen im 
Einzelfall höhere Werte, weil die Regelungen 
der Grundbesitzbewertung an die ImmoWertV 
vom 14.7.2021 (BGBl I 2021, S. 2805) ange-
passt wurden (Inkrafttreten: Bewertungsstich-
tage nach dem 31.12.2022).

  Weitere Aspekte

Die lineare Gebäudeabschreibung wird für 
neue Wohngebäude, die nach dem 31.12.2022 
fertiggestellt werden, auf 3 % erhöht. Die Re-
gelung, wonach die Abschreibung in Ausnah-
mefällen nach einer begründeten tatsächlich 
kürzeren Nutzungsdauer bemessen werden 
kann, wird (im Gegensatz zum Regierungs-
entwurf) beibehalten.

Ebenfalls positiv: die Prolongation der Son-
derabschreibung für den Mietwohnungsneu-
bau (§ 7b EStG). Die Voraussetzungen an die 
Wohnung sind ab 2023 an bestimmte Effizi-
enzvorgaben gekoppelt.

Kapitalvermögen: Der Sparer-Pauschbetrag 
wird ab 2023 von 801 EUR auf 1.000 EUR er-

höht (bei Ehegatten und eingetragenen Le-
benspartnern von 1.602 EUR auf 2.000 EUR).

Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag für Werbungs-
kosten wird ab 2023 um 30 EUR auf 1.230 EUR 
erhöht.

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende  
(§ 24b EStG) wird um 252 EUR angehoben 
(2023 = 4.260 EUR).

Der bisher ab 2025 vorgesehene vollständige 
Sonderausgabenabzug für Altersvorsorgeauf-
wendungen wird auf 2023 vorgezogen.

Und auch hierauf ist hinzuweisen:

  �Ausbildungsfreibetrag: Anhebung ab 2023 
von 924 EUR auf 1.200 EUR,

  �Klarstellung des Anwendungsbereichs des 
steuerfreien Corona-Pflegebonus nach § 3 
Nr. 11b EStG,

  �Bilanzierungswahlrecht bei Rechnungsab-
grenzungsposten,

  �Regelungen zur Steuerpflicht der Energie-
preispauschale für Renten- und Versor-
gungsbeziehende.

Hinweis | Das Jahressteuergesetz 2022 wurde 
am 20.12.2022 im Bundesgesetzblatt verkün-
det.

Quelle  |  JStG 2022 vom 16.12.2022, BGBl I S. 2294 vom 20.12.2022
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FÜR UNTERNEHMER

Bundesfinanzhof urteilt zur Umsatzsteuerpflicht 
bei eBay-Verkäufen

Veräußert ein Verkäufer auf jährlich mehreren 
Hundert Auktionen Waren über die Internet-
plattform „eBay“, liegt eine nachhaltige und 
damit umsatzsteuerrechtlich unternehmeri-
sche Tätigkeit vor. Dies hat aktuell der Bun-
desfinanzhof entschieden.

Ob die Umsätze eines „privaten“ eBay-Ver-
käufers der Umsatzsteuer unterliegen, ist mit-
unter schwierig zu beurteilen und hängt vom 
Gesamtbild der Verhältnisse ab. Im Streitfall 
erwarb die Steuerpflichtige bei Haushaltsauflö-
sungen Gegenstände und verkaufte diese über 
einen Zeitraum von fünf Jahren auf „eBay“ in 
circa 3.000 Versteigerungen und erzielte Ein-
nahmen von circa 380.000 EUR. Dies beurteilte 
der Bundesfinanzhof als nachhaltige Tätigkeit 
im Sinne des § 2 Abs. 1 Umsatzsteuergesetz 
(UStG).

  Differenzbesteuerung möglich

Der Bundesfinanzhof hat den Streitfall aber 
an die Vorinstanz zurückverwiesen. Diese 
muss nun (bisher fehlende) Feststellungen 
zur Differenzbesteuerung nach § 25a UStG 
nachholen. 
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FÜR UNTERNEHMER

Hinweise zur Ab- 
schaffung der bilanz-
steuerlichen Abzinsung 
von Verbindlichkeiten  Hintergrund

Unter gewissen Voraussetzungen können 
Unternehmer die Differenzbesteuerung an-
wenden. Diese betrifft typischerweise Wa-
ren, die ein Wiederverkäufer von Nicht- oder 
Kleinunternehmern und damit ohne Umsatz-
steuerausweis erworben hat. Die Umsatzbe-
steuerung ist hier auf die Marge, d. h. auf die 
Differenz zwischen dem Ein- und Verkaufs-
preis, beschränkt.

Merke  |  Interessant ist an der Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs vor allem, dass die 
Aufzeichnungspflichten gemäß § 25a Abs. 6 
S. 1 UStG (insbesondere Verkaufs- und Ein-
kaufspreise) nicht zu den materiellen Voraus-
setzungen der Differenzbesteuerung gehören. 
Ein Verstoß gegen die Aufzeichnungspflichten 
führt deshalb nicht grundsätzlich zur Versa-
gung der Differenzbesteuerung. Es ist dann 
vielmehr – gegebenenfalls zulasten des Wie-
derverkäufers – zu schätzen.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 12.5.2022, Az. V R 19/20, unter  

www.iww.de, Abruf-Nr. 232216; BFH, PM Nr. 54/22 vom 10.11.2022

Bislang mussten bilanzierende Unternehmen 
unverzinsliche Verbindlichkeiten mit einer 
Restlaufzeit von mindestens zwölf Monaten 
unter Berücksichtigung eines Zinssatzes von  
5,5 % abzinsen. Durch das Vierte Corona-Steuer-
hilfegesetz sind Verbindlichkeiten nun nicht 
mehr abzuzinsen. Das Landesamt für Steuern 
und Finanzen Sachsen hat zu der Neuregelung 
nun u. a. wie folgt Stellung genommen:

Die Neuregelung ist erstmals in nach dem 
31.12.2022 endenden Wirtschaftsjahren an-
zuwenden. Auf formlosen Antrag kann vom 
Abzinsungsgebot aber bereits für frühere Wirt-
schaftsjahre abgesehen werden, soweit die 
Veranlagungen noch nicht bestandskräftig sind. 

Beachten Sie  |  Als Antrag gilt auch ein ent-
sprechender Ansatz in der Steuerbilanz.

Wurde eine Verbindlichkeit bisher unter Be-
achtung des Abzinsungsgebots passiviert, er-
gibt sich im ersten Wirtschaftsjahr ohne Ab-
zinsung eine Gewinnminderung in Höhe des 
letzten Abzinsungsvolumens.

Quelle  |  Landesamt für Steuern und Finanzen Sachsen vom 

22.6.2022, Az. 211-S 2175/15/1-2022/36534; Viertes Corona- 

Steuerhilfegesetz, BGBl I 2022, S. 911
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FÜR ARBEITGEBER

Bezahlte Kennzeichenwerbung ist (oft) Arbeitslohn

Nach Meinung des Bundesfinanzhofs ist ein 
von einem Arbeitgeber an seine Arbeit-
nehmer gezahltes Entgelt für Werbung des 
Arbeitgebers auf dem Kennzeichenhalter des 
privaten Pkw des Arbeitnehmers Arbeitslohn, 
wenn dem abgeschlossenen „Werbemietver-
trag“ kein eigenständiger wirtschaftlicher 
Gehalt zukommt.

  Hintergrund

Nicht jede Zahlung eines Arbeitgebers an 
seine Arbeitnehmer stellt Arbeitslohn dar. 
Vielmehr kann ein Arbeitgeber mit seinem 
Arbeitnehmer neben dem Arbeitsvertrag 
weitere eigenständige Verträge abschließen. 
Kommt einem gesondert abgeschlossenen 
Vertrag allerdings kein eigenständiger wirt-
schaftlicher Gehalt zu, kann es sich insoweit 
um eine weitere Arbeitslohnzahlung handeln.

  Sachverhalt 

Ein Arbeitgeber hatte mit einem Teil seiner 
Arbeitnehmer „Werbemietverträge“ geschlos-
sen. Danach verpflichteten sich diese, mit 
Werbung des Arbeitgebers versehene Kenn-
zeichenhalter an ihren privaten Pkw anzubrin-
gen. Dafür erhielten sie jährlich 255 EUR. Der 
Arbeitgeber behandelte das „Werbeentgelt“ 
als sonstige Einkünfte gemäß § 22 Nr. 3 Ein-
kommensteuergesetz (EStG) und behielt daher 
keine Lohnsteuer ein. Dies war auch für die 
Arbeitnehmer vorteilhaft, da solche Einkünfte 
unterhalb eines Betrags von 256 EUR jährlich 
steuerfrei sind. 

Das Finanzamt ging demgegenüber von einer 
Lohnzahlung aus und nahm den Arbeitgeber für 

die nicht einbehaltene und abgeführte Lohn-
steuer in Haftung – und zwar zu Recht, wie das 
Finanzgericht Münster und nun auch der Bun-
desfinanzhof in der Revision entschieden.

Die Zahlungen gehören zu den Einkünften aus 
nichtselbstständiger Arbeit, weil sie durch das 
Arbeitsverhältnis veranlasst sind und nicht 
auf einem Sonderrechtsverhältnis „Mietver-
trag Werbefläche“ beruhen, da diesem kein 
eigener wirtschaftlicher Gehalt zukommt.

Der Bundesfinanzhof erachtete insbesondere 
die folgenden Würdigungen der Vorinstanz 
nicht nur als möglich, sondern als naheliegend:

  �Dem gesondert abgeschlossenen „Miet-
vertrag Werbefläche“ kam unter Berück-
sichtigung der am Markt befindlichen 
Angebote schon aufgrund seiner Ausge-
staltung kein eigener wirtschaftlicher Ge-
halt zu. Denn die Erzielung einer Werbe-
wirkung war nicht sichergestellt, und die 
Bemessung des Entgelts war offensicht-
lich an der in § 22 Nr. 3 EStG geregelten 
Freigrenze orientiert. 

  �Der Werbeeffekt war nicht – wie im wirt-
schaftlichen Geschäftsverkehr üblich – aus-
schlaggebendes Kriterium für die Bemes-
sung des Entgelts gewesen. 

  �Das Finanzgericht berücksichtigte zudem, 
dass Verträge ausschließlich mit Mitarbei-
tern abgeschlossen wurden und die Lauf-
zeit der Verträge an das Bestehen des 
Arbeitsverhältnisses geknüpft war.

Quelle  |  BFH, Beschluss vom 21.6.2022, Az. VI R 20/20, unter www.

iww.de, Abruf-Nr. 232092; BFH, PM Nr. 51/22 vom 3.11.2022

FÜR ARBEITGEBER

Neue Rechengrößen in der Sozialversicherung für 2023

FÜR ARBEITNEHMER

Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeits-
platz: Abzug von Taxi-
kosten nur in Höhe der 
Entfernungspauschale

Der Bundesrat hat der Sozialversicherungs-
rechengrößen-Verordnung 2023 zugestimmt 
(BR-Drs. 509/22 [B] vom 25.11.2022). Nach-
folgend sind einige Rechengrößen bzw. Bei-
tragsbemessungsgrenzen für 2023 aufgeführt:

Der Bundesfinanzhof hat aktuell entschieden, 
dass ein Arbeitnehmer für seine Fahrten zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
(zumeist dessen üblicher Arbeitsplatz) auch 
bei Nutzung eines Taxis lediglich Aufwendun-
gen in Höhe der Entfernungspauschale als 
Werbungskosten absetzen kann.

Aufwendungen eines Arbeitnehmers für 
Wege zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte sind grundsätzlich pauschal in 
Höhe von 0,30 EUR für jeden Entfernungs-
kilometer (ab dem 21. Kilometer: 0,38 EUR) 
anzusetzen – und zwar unabhängig davon, 
welches Verkehrsmittel genutzt wird.

Beachten Sie  |  Eine Ausnahme gilt nach § 9 
Abs. 2 S. 2 Einkommensteuergesetz (EStG) je-
doch bei der Benutzung von öffentlichen Ver-
kehrsmitteln. Aufwendungen hierfür können 
angesetzt werden, soweit sie den im Kalen-
derjahr insgesamt als Entfernungspauschale 
abziehbaren Betrag übersteigen.

Der Bundesfinanzhof stellt bei seiner Entschei-
dung darauf ab, dass der Gesetzgeber bei Ein-
führung der Ausnahmeregelung eine Nutzung 
von öffentlichen Verkehrsmitteln im Linienver-
kehr (insbesondere Bus und Bahn) und damit 
ein enges Verständnis des Begriffs des öffent-
lichen Verkehrsmittels vor Augen hatte. 

Beachten Sie  |  Ein im Gelegenheitsverkehr 
genutztes Taxi zählt nach Meinung des Bundes-
finanzhofs nicht zu den „öffentlichen Verkehrs-
mitteln“ im Sinne des § 9 Abs. 2 S. 2 EStG, 
sodass die Ausnahmeregelung hier nicht greift.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 9.6.2022, Az. VI R 26/20, unter www.iww.de, 

 Abruf-Nr. 232091; BFH, PM Nr. 50/22 vom 3.11.2022

Allgemeine Rentenversicherung
  �alte Bundesländer = 87.600 EUR  

(monatlich = 7.300 EUR); 
  �neue Bundesländer = 85.200 EUR  

(monatlich = 7.100 EUR)

Kranken- und Pflegeversicherung
  �bundeseinheitlich = 59.850 EUR  

(monatlich = 4.987,50 EUR)
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